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Grundlagen 

Gemäss Art. 16a Abs. 1 RPG 

i.V.m. Art. 34 Abs. 3 RPV sind 

Bauten für den Wohnbedarf in 

der Landwirtschaftszone zo-

nenkonform, soweit diese für 

den Betrieb des landwirtschaft-

lichen Gewerbes unentbehrlich 

sind. Auch für die abtretende 

Generation kann Wohnbedarf 

geltend gemacht werden. 

Für eine Bewilligung von zo-

nenkonformem Wohnraum 

müssen verschiedene Voraus-

setzungen vorliegen. Neben 

dem Bestehen eines landwirt-

schaftlichen Gewerbes ge-

mäss Art. 7 BGBB (mind. 

1 SAK) muss insbesondere 

eine ständige Anwesenheit auf 

dem Landwirtschaftsbetrieb 

erforderlich sein (Überwa-

chungsfunktion). Zudem ist die 

Distanz zu Wohnmöglichkeiten 

in einer Bauzone zu berück-

sichtigen.  

Die Beurteilung dieser Krite-

rien ist stark situativ geprägt 

und muss in jedem Einzelfall 

nach objektiven Gesichtspunk-

ten und in einer Gesamtbe-

trachtung geprüft werden. Die 

angesetzten Massstäbe kor-

respondieren dabei mit den 

räumlichen Auswirkungen 

eines Vorhabens: Während bei 

einem untergeordneten Einbau 

in ein bestehendes Gebäude-

volumen mildere Massstäbe 

genügen, muss beispielsweise 

ein Aussiedlungsvorhaben 

deutlich höhere Vorausset-

zungen erfüllen.  

Wenn bei einem Landwirt-

schaftsbetrieb die Vorausset-

zungen für zonenkonformen 

Wohnraum nicht vorliegen, 

können bei altrechtlich beste-

henden Wohneinheiten trotz-

dem untergeordnete Erweite-

rungen unter gewissen Bedin-

gungen bewilligt werden.  

Gestaltung 

Zusätzlicher Wohnraum ist 

primär im bestehenden Wohn-

haus einzubauen. In zweiter 

Priorität wäre ein Anbau an das 

bestehende Gebäude zu prü-

fen. Nur wenn weder ein Aus-

bau noch ein Anbau machbar 

ist, kann ein freistehendes 

neues Gebäude geplant wer-

den. Neue Gebäude sind in der 

Nähe des bestehenden Wohn-

raums zu platzieren.  

Bei der Errichtung eines neuen 

Wohnhauses wird im Grund-

buch ein Realteilungsverbot 

angemerkt. Damit wird sicher-

gestellt, dass der Landwirt-

schaftsbetrieb als Ganzes er-

halten bleibt. 

 

In der Landwirtschaftszone 
kann Wohnraum in der Regel 
für die Betriebsleiterfamilie des 
landwirtschaftlichen Gewerbes 
im Sinne des BGBB und für die 
abtretende Generation ge-
schaffen werden. 
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Bruttogeschossfläche (BGF) 

Maximal können 330 m2 BGF 

bewilligt werden. Zur BGF ge-

zählt werden alle Räume, in 

welchen man sich über längere 

Zeit aufhält: Wohn- und Ess-

zimmer, Schlaf- und Badezim-

mer, Küche, Treppenhaus etc. 

Auch das Betriebsleiterbüro 

wird dazu gerechnet, wenn es 

im Bereich der Wohnung ein-

gerichtet ist. Bei anerkannten 

Lehrbetrieben können zusätz-

lich max. 20 m2 BGF bewilligt 

werden. 

Generell werden Flächen nur 

ab einer lichten Höhe von 

1,5 m als BGF angerechnet. 

 

 

 

 

 

Bruttonebenflächen (BNF) 

Als BNF zählen grundsätzlich 

Flächen wie Garagen, Keller, 

Estrich, Hobbyställe u. ä., die 

der Wohnnebennutzung die-

nen. 

 

Sitzplätze: 

Für die Betriebsleiterwohnung 

ist direkt angrenzend an das 

Wohnhaus ein überdachter, 

mindestens zweiseitig offener 

Sitzplatz von maximal 25 m2 

Grundfläche möglich. Im Zu-

sammenhang mit der Stöckli-

wohnung kann ein ungedeckter 

Sitzplatz (max. 25 m2) erstellt 

werden. Für Wohnungen in 

oberen Stockwerken sind Bal-

kone und Dacheinschnitte 

möglich; gedeckte Bereiche 

sind von der BGF in Abzug zu 

bringen. 

Geschlossene Wintergärten 

werden der BGF angerechnet. 

Garagen: 

Maximal sind zwei Garagen-

plätze – im Sinne von einem 

Platz pro Wohnung – sowie ein 

Platz für ein Auto für landwirt-

schaftliche Zwecke bewilli-

gungsfähig. 

Gesuchsunterlagen 

• Beschrieb und Begründung 

des Bauvorhabens 

• Grundrisspläne sämtlicher 

Stockwerke, Fassadenplä-

ne und Schnitte der beste-

henden und geplanten 

Wohnbauten sowie ein Um-

gebungsplan 

• Aktualisierter Entwässe-

rungsplan des Betriebs inkl. 

Formular "Berechnung der 

Lagerkapazität von Hofdün-

ger und Abwasser" sowie 

Formular "Deklaration der 

Entwässerung" 

• Grundbuchauszug mit 

sämtlichen Eigenlandpar-

zellen für das Realteilungs-

verbot 

 

Kontakt bei Fragen 

Abteilung für Baubewilligungen 

Entfelderstrasse 22 

5001 Aarau 

Tel. 062 835 33 00 

www.ag.ch/baubewilligungen 

 

oder 

 

Landwirtschaft Aargau 

Tellistrasse 67 

5001 Aarau 

Tel. 062 835 28 00 

www.ag.ch/landwirtschaft 

 

 

 

 

 

Richtwerte BGF: 
180 m2 - Wohnung 
 Betriebsleiter  

150 m2 - Altenteil 

330 m2 - Total 

http://www.ag.ch/baubewilligungen
http://www.ag.ch/landwirtschaft

